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»Der Lack ist ab«

»Dass sich die Wut in Widerstand verwandeln
wird – Trotz alledem!« Wie geht Klassenpolitik
heute? Auszüge aus der Podiumsdiskussion auf
der XXIV. Internationalen Rosa-Luxemburg-
Konferenz

Am Sonnabend diskutierte der Chefredakteur der jungen Welt, Stefan
Huth, mit Jan von Hagen, verdi-Gewerkschaftssekretär in Nordrhein-
Westfalen, Lena Kreymann, Bundesvorsitzende der Sozialistischen
Deutschen Arbeiterjugend, Nina Scholz, Journalistin und Aktivistin in
den Berliner Mietenkämpfen, und Ulrich Maurer, ehemaliger
Landesvorsitzender der SPD in Baden-Württemberg und Mitbegründer
der Partei Die Linke über aktuelle Klassenkämpfe und die Frage, wie
die Linke am besten Klassenpolitik betreibt. Wir dokumentieren das
Podiumsgespräch an dieser Stelle in Auszügen. (jW)

Stefan Huth: In einem kürzlich geführten Interview mit junge Welt hast du
gesagt, Die Linke könnte den rechten Zauber schnell beenden. Warum macht
die Partei es dann nicht?

Ulrich Maurer: Folgende Frage stellt sich: Wie findet man von der Ablehnung
und der Wut auf das bestehende System zum tatsächlichen Widerstand, zur
Aktion, wie lässt sich die herrschende Klasse im Spätkapitalismus ernsthaft
beeindrucken? Bloße Parlamentspraxis reicht da nicht aus, ebensowenig
reichen herkömmliche Demonstrationen. Ich habe einmal mit jungen
Aktivistinnen, damals bei Occupy, die Deutsche Bank am Wittenbergplatz
besetzt, und wir haben verlangt, dass der Filialleiter eine Grußadresse an den
damaligen Finanzminister Wolfgang Schäuble schicken solle. Wir nahmen an,
die Polizei würde umgehend eingreifen, doch der Filialleiter hat erst einmal mit
der Zentrale in Frankfurt telefoniert, und die Vorstandsebene hat ihm gesagt:
Nein, kein Polizeieinsatz, nicht rauswerfen, ruhig bleiben, zur Not auch noch
das Fax schicken. Man muss sich darüber im klaren sein, soll das heißen, dass
dieses Personal im Vorstand der Deutschen Bank ziemlich clever ist. Um diese
Leute zu beeindrucken, braucht es andere Formen des passiven Widerstands.
Ich war lange Parlamentarier und habe dieses heilige Arbeitsethos dort nie
verstanden. Als Abgeordneter, finde ich, muss man auf der Straße und im
Parlament sein, man sollte sich als Sprachrohr der Bewegungen verstehen, das
ist, was ich von der Partei Die Linke erwarte.

Huth: Das ist keine akademische Debatte, denn vor unseren Augen vollzieht
sich der soziale Protest, etwa wenn wir nach Frankreich blicken, dort sogar
auf sehr militante Weise. Dann kommt Bernd Riexinger und macht den
Bedenkenträger, sagt, die ganze Sache sei nicht so sauber.



Maurer: Um ehrlich zu sein, ich habe nicht verstanden, warum er das gesagt
hat. Klar, die Gelbwesten sind eine ziemlich anarchische Bewegung, es lässt
sich noch nicht sagen, was daraus wird. Aber jede Form von Protest, der die
Herrschenden herausgefordert, ist richtig. Die Linke hat dabei die Aufgabe,
sich daran zu beteiligen. Wenn wir außen vor bleiben und sagen, da machen
auch Wähler von Le Pen mit, überlassen wir die Straße den Rechten mit ihrem
Rassismus und Nationalismus.

Huth: Es geht dabei auch stets um die Organisierung von Kämpfen, um die
Frage nach Bündnispartnern, auch wenn da gelegentlich fremdenfeindliche
Töne zu vernehmen sind. Du, Lena, bist der Meinung, dass auch solche
Kolleginnen und Kollegen Bündnispartner im Kampf für soziale Veränderungen
sein können. Das bleibt in deiner Organisation sicher nicht unwidersprochen.

Lena Kreymann: Ich sage, man sollte mit solchen Kolleginnen und Kollegen
zusammenarbeiten, auch wenn sie bisweilen rassistische Positionen vertreten.
Ich sage gleichzeitig, dass deren Rassismus nicht hinnehmbar ist. Es kommt
dabei auf die Situation im Betrieb an. Eine ganz mehrheitlich antirassistische
Belegschaft wird mit einem Rassisten ganz anders umgehen als eine, in der
ohnehin schon eine rassistische Grundstimmung besteht und in der die AfD
versucht, eine Betriebsratsliste aufzustellen oder Kandidaten auf
Gewerkschaftslisten unterzubringen. In der Linken gibt es dazu viele falsche
Haltungen, etwa: Mit denen rede ich gar nicht erst oder: Ich erkläre denen die
Welt, und wenn die das dann geschluckt haben, sehen wir weiter. Doch so
funktioniert das mit dem Klassenkampf und der Bewusstseinsbildung nicht. Es
ist dieser Kapitalismus, der Rassismus, Sexismus und Homophobie
hervorbringt. Bei dem gegenwärtigen Rechtsdruck drückt sich auch das
Interesse des deutschen Monopolkapitals aus. Das wiederum heißt, wir müssen
den Hauptschlag gegen dieses Monopolkapital richten und in den Betrieben
kämpfen. Und dort treffen wir dann auf Leute, die zwar bereit sind, beim
Warnstreik für Lohnerhöhungen mitzumachen, aber zwei Stunden später
erklären, das Boot ist voll. Die beste Antwort zur Widerlegung solcher
Sichtweisen lautet: Glaubt ihr, wir hätten uns gegen den Chef, gegen den
Konzern durchsetzen können, wenn wir als Belegschaft nicht
zusammengestanden hätten, ganz egal, welcher Herkunft die Kolleginnen und
Kollegen sind?

Huth: Um die Organisationsfrage kommen wir nicht herum, wenn diese
Gesellschaft grundsätzlich verändert werden soll. Du bist in der
Kommunistischen Partei und in der SDAJ organisiert. Wie verhält es sich da mit
den Reformkämpfen? Wo liegen die Grenzen in den alltäglichen Kämpfen?

Lena Kreymann: Die SDAJ fährt gerade eine Kampagne. Das Motto lautet:
Geld gibt es genug, Zeit, dass wir es uns holen. Wir fragen: Wofür wird in
dieser Gesellschaft das Geld ausgegeben? Für das Militär zum Beispiel. Es fehlt
an den Schulen, Schwimmbäder werden geschlossen usw. Das klingt zunächst
nicht besonders revolutionär. Aber auf diese Weise lässt sich zeigen, in wessen
Interesse der Staat sein Geld ausgibt, und indem wir diesen Umstand
skandalisieren, können wir Menschen in Bewegung bringen. Bei einem
Schulstreik in Kassel war genau das Thema: Deine Schule fällt über dir
zusammen, aber gleichzeitig wird das Geld für jeden Rüstungsquatsch
ausgegeben. Da sind dann wirklich sehr viele junge Leute auf die Straße



gegangen. Auf diese Weise lässt sich der Klassengegensatz recht gut vermitteln.
Die bloße Gegenüberstellung reicht natürlich nicht. Man wird darauf hinweisen
müssen, dass dabei systemische Gründe vorliegen, und dass früher oder später
dieses System gestürzt werden muss, dass an die Stelle des Kapitalismus der
Sozialismus treten muss. Da verbindet sich dann der Reformkampf, zum
Beispiel für ein besseres Schulgebäude, mit der Perspektive Sozialismus.

Huth: Nina, du bist aktiv bei den kommunalpolitischen Kämpfen gegen die
Deutsche Wohnen, gegen Mietsteigerungen und Verdrängung. Wie organisiert
ihr eure Arbeit?

Nina Scholz: Ich habe angefangen, mich zu organisieren, weil ich Mieterin in
einem Haus der Deutschen Wohnen war. Ich hatte also ein persönliches
Interesse daran, dass die Deutsche Wohnen enteignet wird. Ich wusste, ich
werde aus meiner Wohnung verdrängt werden. Das stand am Anfang. Es gab
zu Beginn eine oder zwei Gruppen, die gegen die Deutsche Wohnen gekämpft
haben, und es sah nicht so aus, als würde daraus eine große Initiative werden.
Der Feind schien zu groß. Dann aber wurden wir immer mehr, denn es gibt
etliche, die ähnliche Erfahrungen gemacht haben, da die Deutsche Wohnen mit
etwa 110.000 Einheiten die größte Wohnungseigentümerin in Berlin ist. Alle
haben Angst. Und so ist die Vernetzung ganz unterschiedlicher Mieter aus
unterschiedlichen Stadtteilen in Gang gekommen. Mieter wurden zu
Gerichtsprozessen begleitet, keiner wird alleingelassen. Trotzdem wurde uns
dabei relativ schnell klar, dass wir keine Chance haben. Vor etwa einem Jahr
haben wir dann zusammengesessen und beraten, wie es weitergehen soll. Und
haben gesagt: Eigentlich müssten wir die enteignen. Diese Idee stieß anfangs
auf wenig Gegenliebe. Hier wird es interessant. Wir Linken haben ja immer
total recht, wir schreiben schlaue Texte und wissen, wie es geht, haben aber mit
den meisten Menschen nichts zu tun. Wir haben also über Enteignung
gesprochen, aber die meisten aus dem Bündnis waren strikt dagegen, haben
gesagt, nein, auf keinen Fall, ich stelle mich doch nicht in meine
Fußgängerzone und sage zu meinem Nachbarn, hier soll enteignet werden. Vor
allem viele Westberliner Mieter fanden das unmöglich, das sei Sozialismus,
damit wollten sie nichts zu tun haben. Damit fing die Arbeit erst an. Inzwischen
sind viele Mieterinnen und Mieter in diesem Bündnis von dem Vorhaben
überzeugt, weil sie wissen, es gibt keine andere Lösung.

Huth: Ich habe heute morgen im Deutschlandfunk ein Interview mit Katina
Schubert, der Landesvorsitzenden der Linkspartei in Berlin, gehört. Da ging es
um die Initiative »Deutsche Wohnen enteignen«. Der Interviewer fragt: »Sagen
Sie mal, Ihre Partei hat doch den Verkauf kommunalen Wohneigentums erst in
die Wege geleitet. War das nicht ein Fehler?« Die Antwort war: »Ja, ja.«

Maurer: Immerhin ein Geständnis, oder? Dazu kann die SPD sich bis heute
nicht durchringen. Als wir die Partei Die Linke gegründet haben, hatte ich
zusammen mit Oskar Lafontaine eine fürchterliche Auseinandersetzungen mit
der Berliner PDS genau wegen dieser Frage. Mit Klaus Lederer habe ich mich
regelrecht gefetzt. Mittlerweile sind einige Befürworter von Privatisierungen
aus der Partei Die Linke ausgetreten, manche sind sogar ganz weit nach rechts
gewandert, in Sachsen beispielsweise. Und ich habe mit Freude gesehen, dass
der Parteitag der Linken in Berlin sich für die Enteignung der Deutschen
Wohnen ausgesprochen hat.



Scholz: Schauen wir mal, was draus wird.

Maurer: Es herrscht mehr Freude im Himmel über einen Sünder, der sich
bekehrt, als über 99 Gerechte, die der Buße nicht bedürfen.

Huth: Na ja, aber so richtig bekehrt sind sie nicht, denn das Thema
Privatisierung treiben sie weiter voran, diesmal beim Thema Schulbau hier in
Berlin.

Maurer: Ja, eine juristische Angelegenheit. Es geht wohl darum, dass unter
dem Diktat der Schuldenbremse Umgehungsmaßnahmen über landeseigene
Unternehmen ergriffen werden müssen. Wir werden sehen, wie das ausgeht.
Die klare Botschaft lautet im Moment: »Das bleibt im öffentlichen Eigentum,
aber eben in der Form landeseigener Unternehmen. Wir können nicht anders.«
Nun gut. Ich bin auch skeptisch. Wir müssen den Druck erhöhen. Wie bei der
Enteignungsfrage. Die Linke ist die einzige Partei in Berlin, die wirklich dafür
ist. Die SPD will hingegen der Deutschen Wohnen ein Kaufangebot machen. Die
wird aber wahrscheinlich mehr Geld verlangen, als sie dem Senat damals
bezahlt hat. Die Linke muss vom Senat verlangen, dass tatsächlich ein
Enteignungsgesetz geschrieben wird. Und dann muss man den Ehrgeiz haben,
das bis vor das Verfassungsgericht zu treiben. Das ist der juristische Weg. Der
wird aber nur gangbar sein, wenn die Mobilisierung anhält.

Huth: Enteignungsfragen sind grundsätzliche Fragen, es geht um
Eigentumsverhältnisse und den Profitmechanismus. Diese Fragen könnte man
auch mit Blick auf die Klinikkonzerne aufwerfen. Welche Erfahrungen hast du,
Jan, in den gewerkschaftlichen Kämpfen an den Kliniken gemacht? Haben die
Kolleginnen und Kollegen über die Tarifforderungen hinaus auch weitergehende
Forderungen gestellt?

Jan von Hagen: Wir haben mit den Streiks in Nordrhein-Westfalen bei etwa
1.000 Streikenden an den Unikliniken in Essen und Düsseldorf Erfahrungen
gemacht, die in diese Richtung gingen. Während dieses zwölfwöchigen Streiks
haben die Beschäftigten gemerkt, dass sie in der Lage sind, das Krankenhaus
alleine zu führen. Als wir mit dem Arbeitgeber über Notdienste verhandelten,
untersagte uns ein Gericht, am Folgetag zu streiken. Wir haben es dann
geschafft, zwischen Mitternacht und sechs Uhr morgens sämtliche Streikenden
umzuorientieren, so dass sie um sechs ihre Arbeit aufgenommen haben und
niemand zu Schaden kam. Das hat die Arbeitgeber beeindruckt, das hat die
Politik beeindruckt, und das hat den Streikenden das Gefühl gegeben: »Ja, es
stimmt, was manche Linke sagen: Wir führen diesen Betrieb und nicht die
Geschäftsführung.« Die Enteignung der Krankenhäuser war da noch kein
Thema. Der Streik hat aber sehr deutlich gemacht, wie Gesundheitspolitik
funktioniert, wie wir ein Krankenhaus organisieren und was die Rolle der
Beschäftigten in Abgrenzung zur Rolle von Politik und Arbeitgebern ist. Es war
eben keine normale Lohnrunde, sondern das waren Streiks für die
Verbesserung der Arbeitsbedingungen im Krankenhaus. Da verbinden sich
mehrere Interessen. Die der Beschäftigten, die der Patienten und von deren
Angehörigen sowie potentiell von jedem Bürger und jeder Bürgerin. Da kam
eine Diskussion um ein anderes Gesundheitssystem in Gang. Und schnell waren
wir auch bei der Frage: Wie könnte denn dieses Krankenhaus besser laufen?



Huth: Habt ihr viele Solidaritätsbekundungen erhalten? Mehr als sonst üblich?
Man benötigt viel Kraft, um das durchzustehen.

Von Hagen: Die Kraftanstrengung für eine Gewerkschaft ist das eine, die
Kraftanstrengung für die Kolleginnen und Kollegen, die in den Streik gehen,
das andere. An jedem Tag ist zu entscheiden: »Ich gehe nicht mehr auf meine
Station, es ist wichtiger, diesen Kampf zu gewinnen, als die Versorgung der
Patienten sicherzustellen.« Dazu gehört Mut. Die Solidarität war groß. Wichtig
war, dass es eine gegenseitige Solidarität zwischen den Beschäftigten beider
Kliniken gab. Dann kam die Unterstützung der Bevölkerung hinzu. Daraus
entstanden die Bündnisse für mehr Personal im Krankenhaus. Inzwischen sind
es bundesweit etwa 25, Tendenz steigend. Diese Bündnisse arbeiten weiter und
tragen das Thema in andere Krankenhäuser. Die Streikenden in Essen sind
nicht nur in andere Krankenhäuser gegangen. Sie waren auch bei den Amazon-
Streiks und konnte erfahren, die Überlastung, die uns kaputtmacht in diesem
System, die gibt es nicht nur in der Pflege und in den Kitas, sondern das sagen
auch die Postboten und die Angestellten eines Versandhändlers. Daraus konnte
sich das Verständnis entwickeln, dass die Probleme nicht an einem Betrieb oder
an einer Branche festzumachen sind, sondern an diesem System.

Huth: Kannst du konkrete Beispiele nennen für solches ein Zusammengehen,
für konkrete Aktionen?

Van Hagen: Die Essener sind in andere Betriebe gegangen. Sie haben sich
gesagt: Wir wollen nicht vor dem Betriebstor stehenbleiben und Flyer verteilen,
sondern mit den Kolleginnen reden. Und zwar konkret: »Ich streike gerade in
meinem Betrieb und will dir davon erzählen. Wie geht es dir denn bei
Amazon?« Solche Fahrten in andere Betriebe haben wir während des gesamten
Streiks organisiert. Das hat viel Kraft gegeben, wenn die Kollegen sagten:
Streikt weiter, wir haben die gleichen Probleme. In Essen standen Streikende
vor der Frage, ob sie es sich finanziell leisten können, weiter zu streiken. Die
Gewerkschaften zahlen zwar Streikgeld, aber bei langen Streiks stellt sich
schon die Frage: Klappt das? In dieser Situation hat das Streikkomitee
entschieden, die Bevölkerung und verschiedene Verbände um Spenden zu
bitten, um für den Notfall Geld zur Verfügung zu haben. Bei der ersten Aktion
in der Fußgängerzone in Essen sind in wenigen Stunden mehrere tausend Euro
zusammengekommen.

Huth: Es sind also ganz konkrete Organisationsfragen und
Organisationsformen, die sich da entwickelt haben. Lena, die SDAJ war auch
an den Streiks in Essen beteiligt, oder?

Kreymann: Ja, das war für uns eine ziemlich spannende Erfahrung,
gemeinsam mit den Kollegen im Betrieb Forderungen zu entwickeln, mit ihnen
zu diskutieren, ihnen auch zuzuhören. Und zu sehen, wie sich auf der
Grundlage gemeinsamer Kämpfe ein Bewusstsein ausbildet. Und da hat sich
auch sehr viel getan hat, was die Schaffung von antirassistischem Bewusstsein
betrifft. Für uns war wichtig, Organisation im Rücken zu haben, die die
Kollegen im Betrieb dabei unterstützt, diesen Streik zu führen, und die auch
andere Diskussionen in die Belegschaft hineinbringt, die für eine systematische
Einordnung sorgt, also für Kapitalismuskritik. Und natürlich wollen wir die



Leute auch organisieren. Man darf da nicht allein auf der gewerkschaftlichen
Ebene bleiben.

Von Hagen: Vielleicht noch eine konkrete Erfahrung zum Thema
Rechtsentwicklung und was bewusstseinsmäßig in solchen Kämpfen passiert.
Im Düsseldorfer Klinikum gibt es 5.000 Beschäftigte aus mehr als hundert
Nationalitäten. Natürlich gibt es Kolleginnen und Kollegen, die rechte Sprüche
von sich geben. Aber die zwölf Wochen Streik haben unheimlich viel gebracht.
Gemeinsam kochen, gemeinsam demonstrieren, das hat zu einer deutlich
konkreteren Bewusstseinsbildung gegen rechts geführt als jede Veranstaltung,
die man sonst so organisiert.

Huth: Nina, du hast in deinem Beitrag auch die Frage aufgeworfen, wie wir
die Parikularismen überwinden und die Einzelkämpfe verbinden können. Wie
können wir eine kämpferische neue Organisation schaffen?

Scholz: Das ist die wichtigste und die schwierigste Frage. Wie sieht eine Partei
eines neuen Typs aus? Ist das am Ende eine Mietergewerkschaft oder so
etwas? Ich sehe nicht, dass es die Partei, die wir bräuchten, schon gibt. Das ist
für mich weder die DKP noch die Linkspartei. Das Modell einer
Mietergewerkschaft wird in Berlin sehr konkret diskutiert. So etwas gibt es ja
in anderen Ländern, in Spanien oder auch in England. Aber wir stehen da ganz
am Anfang.

Huth: Jan, habt ihr in den Arbeitskämpfen in Nordrhein-Westfalen
Unterstützung erfahren von Parteien? Gab es da Verbindungen?

Von Hagen: Die Streiks an den beiden Unikliniken haben die Politik
beschäftigt und auch die Parlamente. Die Düsseldorfer Stadtpolitik hat z. B.
diskutiert, wie die Versorgung über andere Krankenhäuser sichergestellt
werden kann. Und es gab auch Debatten im Düsseldorfer Landtag, weil die
Landespolitik verantwortlich für die Unikliniken ist. Natürlich gab es
Unterstützung von einzelnen Parteien. Die Linkspartei war vor Ort, die SPD,
auch die DKP, also ein breites Spektrum von linken Organisationen. Aber auch
der CDA, der Arbeitnehmerflügel der CDU. Die Kolleginnen und Kollegen haben
dabei sehr viel gelernt. Denn natürlich ist nicht vergessen, dass wir mit den
Streiks an den Unikliniken unter einer schwarz-gelben Regierung begonnen
haben, aber die Regierungszeit von Rot-Grün nicht lange zurücklag. Insofern
gab es bei den Streikenden eine deutliche Skepsis. Das haben wir gemerkt bei
allen Parteien. Es gab ein Gegenbeispiel: In Essen war die SDAJ sehr aktiv. In
Düsseldorf waren es andere Organisationen, die sich langfristig beteiligt haben,
die also nicht nur für ein Solifoto gekommen sind, sondern Teil der
Auseinandersetzungen wurden, die Schichten übernommen und Brötchen
geschmiert haben.

Huth: Ulrich, du bist mit den sozialen Basisbewegungen groß geworden und
über die Jusos in die SPD gekommen. An welchem Punkt hast du dich
entschieden, dir eine andere Organisation zu suchen?

Maurer: Ich habe angefangen mit der APO und beim SDS. Es gab einen Teil
der APO, der versucht hat, die SPD zu verändern. Irgendwann war aber die
Toleranzgrenze des Systems erreicht. Ich habe später in der
Auseinandersetzung um die Agenda 2010 die SPD verlassen. Während der



Gründungsphase der Partei Die Linke habe ich mich sehr wohl gefühlt, weil es
eine Partei war, die demonstrierte, eine Partei, die offen sagte: Die Krise heißt
Kapitalismus. Ich glaube, dass die Art von Kapitalismus, die wir heute haben,
quasi ein neues weltweites Feudalsystem, die große Gefahr beinhaltet,
kriegerisch zu werden. Ich werde immer wütender und freue mich, wenn
Menschen anfangen, sich zu wehren und nicht verkehrt zu leben. Und wo
Menschen die Kraft dazu aufbringen, sind wir Linken dazu da, sie zu
unterstützen, Solidarität zu zeigen. Die einfache Erkenntnis, dass der Graben
nicht zwischen den Völkern verläuft, sondern zwischen oben und unten, kann
man ja nur haben, wenn es zur Auseinandersetzungen kommt, wenn sich
Menschen in Kämpfe begeben.

Huth: Nina, in den konkreten Kämpfen, die du erlebt hast, gab es da Debatten
über Alternativen zum kapitalistischen System?

Scholz: Ich habe die Streiks und Arbeitskämpfe bei Deliveroo und Foodora
begleitet. Die haben mich sehr interessiert. Noch vor einigen Jahren hieß es:
Das sind die Prekären, die werden wir niemals organisieren können. Jetzt
organisieren sie sich. Und sie wissen, wo ihr Feind steht: Das sind die
Unternehmen. Ich finde es bemerkenswert nicht nur bei den Mietenkämpfen,
sondern auch gerade in diesen Kämpfen, dass man überall sieht, der Lack ist
richtig ab. Die Deliveroo- und Foodora-Gewerkschaften zum Beispiel gibt es
inzwischen europaweit, auch in den USA; Gig Economy-Organisierung ist
weltweit ein Thema. Ein weiteres Beispiel ist der Kampf gegen Amazon. Als
Gewerkschaften hier begonnen haben, die Leute zu organisieren, hat Amazon
ein Lager in Polen eröffnet. Die haben sich gesagt, gut, wir können auch von da
liefern. Aber dann gab es auch dort Streiks. Das sind also Formen von
internationaler Solidarität. Davon haben wir vor Jahren noch geträumt. Ich
muss tatsächlich sagen, ich bin trotz der allgemein niederschmetternden Lage
milde optimistisch.

Huth: Lena, wie finden Leute zu euch aus den Betrieben oder aus dem
Bildungsbereich?

Kreymann: Die betrieblichen Auseinandersetzungen sind da sehr wichtig. Die
Betriebe sind Orte, wo man den Herrschenden weh tun kann. Da geht es an die
Profite, da wird der Klassengegensatz erfahrbar.

Von Hagen: Lange Zeit hieß es: In Krankenhäusern wird nicht gestreikt. Heute
ist es so, dass Menschen ihre Ausbildung zum Teil in einer Streiksituation
beginnen. Sie kommen in einen Beruf hinein, in dem sie wahrscheinlich
langfristig bleiben werden, und lernen sofort, es ist völlig normal, dass man auf
die Straße geht und seine Arbeitskraft zurückhält. Es gab eine Situation, die
uns als Ältere sehr beeindruckt hat. Am fünften oder sechsten Streiktag kamen
15 Azubis auf die Bühne und sagten: Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir
stehen heute hier und wir streiken mit euch, und das ist für uns richtig
schwierig, weil wir haben heute unsere Zwischenprüfung. Und trotzdem
streiken wird, denn das ist der wichtigste Kampf. Unsere Zwischenprüfung
können wir nachholen. Die Azubis organisieren sich im Moment
gewerkschaftlich viel stärker als langjährig Examinierte. Ich habe das Gefühl,
dass die jetzige Generation eine neue Qualität in die Kämpfe bringen wird. Aber



dafür braucht es auch eine politische Anleitung von seiten der Gewerkschaften
und eine Orientierung der Linken, wo es hingehen soll.

https://www.jungewelt.de/blogs/rlk2019/347464
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